
Das Stichwort zur zweiten Frage?

Dr. Modrow(PDS):

Das Stichwort zur zweiten Frage war: Wenn wir so verfahren 
wie jetzt, wie, meinen Sie, sind die Länder abgesichert? Wird 
nicht Selbstverwaltung auch Selbsterhaltung herausfordern?

Dr. Pohl, Minister für Wirtschaft:

Wir haben eigentlich im Wirtschaftsausschuß einen Beschluß 
gefaßt, der zusätzlich zu diesem Gesetz heute hier vorliegen soll­
te, nämlich, daß also die Treuhandanstalt auf die zu bildenden 
Länder mit dem Ländereinführungsgesetz überzugehen hat. 
Das ist auf jeden Fall in einem entsprechenden Beschluß jetzt 
mit zu leisten. Das ist meine Position dazu.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Minister! Gestatten Sie noch eine Frage dazu?

Handschack (CDU/DA):

Herr Minister! Würden Sie mit mir die Meinung teilen, wer 
leute die Einbringung des Gesetzes verhindert, ist verantwort- 

v—-fich für das kommende Chaos, das dadurch entsteht?

(Beifall und Heiterkeit, vor allem bei der PDS-Fraktion)

Dr. Pohl, Minister für Wirtschaft:

Ich bitte jetzt wirklich die verehrten Abgeordneten, zu überle­
gen, was wir in dieser Richtung für ein Entscheidungsfeld ha­
ben. Das Entscheidungsfeld, das vor uns liegt, heißt auf der 
einen Seite eine Vertagung und damit weitere Hemmnisse in der 
Umwandlung der VEB in Kapitalgesellschaften, oder anderer­
seits die Bestätigung des Treuhandgesetzes. Im ersten Fall ha­
ben wir das geringe Kapital bei der Treuhandanstalt. Es ist so ge­
ring, daß die Möglichkeiten der Kreditvergabe jetzt und in den 
nächsten 14 Tagen so gering sind, daß wir einfach zu Betriebs­
schließungen kommen werden, oder wir versuchen hier, einen 
Konsens zu finden, gemeinsam, und ich bitte auf jeden Fall - und 
ich appelliere an Ihre Verantwortung hier in diesem Haus - hier 
diesen Konsens herzustellen. Ich danke Ihnen.

(Beifall bei CDU/DA und der DSU)

"^Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Noch eine Anfrage? - Bitte eine letzte Anfrage, Sie haben alle 
noch Gelegenheit, dazu Stellung zu nehmen.

Prof. Dr. Kauffold (SPD):

Herr Minister! Wie wollen Sie ganz sicher und eindeutig ge­
währleisten, daß im Rahmen des vorliegenden Entwurfs land- 
und forstwirtschaftliche Objekte die besondere Behandlung er­
fahren, die sie als Treuhandobjekte verdienen?

(Beifall bei SPD und PDS)

Dr. Pohl, Minister für Wirtschaft:

Herr Prof. Kauffold! Wir haben extra die Land- und Fortstwirt- 
schaft aus diesem Gesetz herausgenommen, und ich habe mit Ih­
nen eigentlich abgesprochen, daß wir dazu - wenn dieses Modell 
hier in etwa durchgeht - eine zweite Modellösung für die Land­
wirtschaft schaffen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Danke schön, Herr Minister. - Es hat jede Fraktion die Gele­
genheit, bis zu 5 Minuten dazu Stellung zu nehmen. Ich bitte 
jetzt,

(Prof. Dr. Heuer, PDS: Für 10 Milliarden eine Minute.) 

Bündnis 90/Grüne dazu Stellung zu nehmen.

Schulz für die Fraktion Bündnis 90/Grüne:

Meine Damen und Herren! Frau Präsidentin! Wir stehen hier 
an einer spannenden Stelle dieser Debatte. Ich erspare mir auch 
alle Polemik, weil es um Ernsthaftigkeit geht in der Sache.

(Beifall)

Ich denke, wir haben ein Treuhandgesetz, und wir haben eine 
Treuhand. Das ist Fakt. Es ging darum, um § 9, die Durchsichtig­
keit, die Transparenz dieser Treuhand zu gestalten. Aber was wir 
hier erleben, ist die Eigentumsfrage, die gestellt wird,

(Beifall)

und das berührt Artikel 10 der gültigen Verfassung.

(Beifall)

Man kann über Strukturanpassung und muß über Strukturan­
passung reden. Dazu brauchen wir Mittel. Das ohne Zweifel. 
Aber ein verschuldeter Staat - und dieser Staat ist bankrott und 
nicht seine Bürger - muß durch Steuern, durch Kredite oder 
Staatsanleihen finanziert werden. Das ist der Weg - und nicht 
durch die Enteignung der Bürger.

(Beifall)

Was Sie hier tun, ist die Enteignung der Bürger. Es ist die 
Volksenteignung in einem ungeheuerlichen Ausmaß.

(Pfuirufe)

Während der Honecker-Staat die Verfügungsgewalt über die­
ses Volkseigentum hatte, wollen Sie jetzt die Staatskassen durch 
die Veräußerung dieses Volkseigentums füllen, ohne daß hier 
ein gültiger Haushaltsplan vorliegt, ohne daß Sie eine Begren­
zung des Haushaltsdefizits klar benennen können und sagen, 
welche Mittel Sie konkret dafür verbrauchen wollen.

Ich denke, dieses Gesetz berührt unsere Verfassung und kann 
in dieser Weise nicht verabschiedet werden.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Anfrage? 

(Schulz, Bündnis 90/Grüne: Ja.)

Bitte.

Thietz (Die Liberalen):

Die Finanzierungsquellen, die Sie eben aufgeführt haben, was 
ist das denn anderes als eine Umverteilung? Das trifft doch zum 
Schluß den Bürger wieder?

(Schulz, Bündnis 90/Grüne: In welcher Weise trifft es denn den 
Bürger wieder?)

Nun, wenn Sie Steuern erhöhen wollen, alles das, was Sie auf­
gezählt haben, bis zur Kreditaufnahme. Zum Schluß landet das 
doch wieder beim Bürger, der das bezahlen muß.
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(Beifall bei CDU/DA) (Beifall bei Liberalen und CDU/DA)


